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§3
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Septem­

ber 1972 in Kraft.

Berlin, den 12. Juli 1972
4

Der Minister für Gesundheitswesen
I. V.: T s c h e r s i c h  

Staatssekretär

Anordnung
über die Behandlung von Mehraufwendungen 

für Löhne und Gehälter, 
die durch die Einführung

der 40-Stunden-Arbeitswoche und die Erhöhung 
des Mindestuflaubs für vollbeschäftigte 

werktätige Mütter mit mehreren Kindern 
entstehen

vom 30. Juni 1972

Zur Behandlung der Mehraufwendungen für Löhne 
und Gehälter, die bei der Durchführung der Verord­
nung vom 10. Mai 1972 über die Einführung der 40- 
Stunden-Arbeitswoche und die Erhöhung des Mindest­
urlaubs für vollbeschäftigte werktätige Mütter mit 
mehreren Kindern (GBl. II Nr. 27 S. 313) entstehen, wird 
im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen­
tralen Staatsorgane und in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes folgendes angeordnet:

§ 1
Durch weitere Rationalisierungsmaßnahmen und Aus­

nutzung von Produktivitätsreserveh sind alle Möglich­
keiten zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
Senkung der Selbstkosten zu nutzen, um unter den Be­
dingungen der Arbeitszeitverkürzung und der Erhöhung 
des Mindesturlaubs die kontinuierliche Planerfüllung 
mit den vorhandenen Arbeitskräften zu sichern. Die 
Leiter der Betriebe haben im Zusammenhang mit den 
Leitungen der zuständigen Gewerkschaftsorgane und 
unter Einbeziehung aller Werktätigen die dafür erfor­
derlichen Voraussetzungen zu schaffen.

§ 2
(1) Volkseigene und ihnen gleichgestellte Betriebe so­

wie wirtschaftsleitende Organe, die nach der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung arbeiten, können die im 
Zusammenhang mit der Verkürzung des Arbeitszeit­
fonds bei der .Erfüllung der staatlichen Planauflagen 
entstehenden Mehraufwendungen für Löhne und Ge­
hälter bei der Berechnung der Basis für Zuführungen, 
zum Prämienfonds eliminieren.

(2) Sofern der den Betrieben verbleibende Nettoge­
winn bei Sicherung der planmäßigen Zuführungen zu 
anderen Fonds nicht ausreicht, um die sich durch die 
Eliminierung gemäß Abs. 1 ergebende höhere Zufüh­
rung zum Prämienfonds zu finanzieren, sind bis zur 
vollen Zuführung Mittel des Reservefonds oder Ge­
winnfonds der volkseigenen Kombinate bzw. WB 
einzusetzen. In begründeten Fällen kann der General­
direktor der WB bzw. der Direktor des volkseigenen 
Kombinats eine teilweise Finanzierung zu Lasten der 
Nettogewinnabführung an den Staat beim Minister der 
Finanzen beantragen. •

(3) Die Mehraufwendungen für Löhne und Gehälter 
gelten als zulässige Inanspruchnahme des Lohnfonds 
entsprechend den hierfür geltenden Rechtsvorschrif­
ten.* 1 * Die Mehraufwendungen für Löhne und Gehäl­
ter sind kontrollfähig nachzuweisen.

§3

(1) Zentrale Staatsorgane und ihnen nachgeord- 
nete staatliche Einrichtungen haben die entstehenden 
Mehraufwendungen für Löhne und Gehälter aus den 
geplanten Haushaltsausgaben für 1972 unter Berück­
sichtigung von Minderausgaben bzw. Einsparungen (mit 
Ausnahme der für Investitionen und Werterhaltung ge­
planten Haushaltsmittel) zu finanzieren. Ein geson­
derter Ausweis in der Haushaltsabrechnung ist nicht 
erforderlich.

(2) Sofern die Finanzierung aus planmäßigen Mitteln 
nicht in vollem Umfange möglich ist, ist der erforder­
liche Mehrbedarf beim Jahresabschluß des Staatshaus­
haltes für 1972 unter Zugrundelegung eines kontroll- 
fähigen Nachweises von den zentralen Staatsorganen 
als Planfortschreibung beim Ministerium der Finanzen 
zu beantragen.

(3) Sind die zusätzlichen Zuführungen zum Prämien-, 
Kultur- und Sozialfonds entsprechend den geltenden 
Rechtsvorschriften durch die sich ergebenden Mehr­
aufwendungen nicht gesichert, können diese von den 
Staatsorganen und Einrichtungen im erforder­
lichen Umfang eliminiert werden.

(4) örtliche Staatsorgane verrechnen die eintretenden 
Mehraufwendungen für ihren Verantwortungsbereich 
auf der Grundlage eines kontrollfähigen Nachweises im 
Rahmen des zentralen Limits mit dem zentralen Haus­
halt.

§4

Private und konfessionelle Einrichtungen des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, konfessionelle Einrich­
tungen der Kinder- und Jugendbetreuung sowie kon­
fessionelle Einrichtungen des Friedhofswesens beantra­
gen die Erstattung der Mehraufwendungen bei den zu­
ständigen örtlichen Räten.

§5

In sozialistischen Genossenschaften und Betrieben an­
derer Eigentumsformen einschließlich Handwerksbe­
trieben sowie in konfessionellen Land- und Forstwirt­
schaftsbetrieben sind die Mehraufwendungen steuer­
lich absetzbare Kosten bzw. Betriebsausgaben.

§ 6

Mehraufwendungen, die durch die Einführung der 
40-Stunden-Arbeitswoche und die Erhöhung des Min­
desturlaubs für vollbeschäftigte werktätige Mütter mit 
mehreren Kindern im Planjahr 1973 entstehen, sind in 
die Ausarbeitung der Planvorschläge 1973 einzubezie­
hen und zu begründen.

§7

Diese Anordnung tritt am 1. Juli 1972 in Kraft.

Berlin, den 30. Juni 1972

Der Minister der Finanzen 

B ö h m

* Beschluß vom 19. Januar 1972 zur Richtlinie über die In­
anspruchnahme des geplanten Lohnfonds für das Jahr 1972 
(GBl. II Nr. 10 S. 127)


